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Wohnqualität
in Leipzig

europaweit Spitze
Preis-Leistungsverhältnis setzt Maßstäbe

Leipzig. Die Leipziger schätzen ihre 
Wohnsituation als hervorragend ein: 
Nach einer von der EU-Kommis-
sion in Auftrag gegebenen Studie in  
75 Städten verfügt Leipzig nach An-
sicht seiner Einwohner im europa-
weiten Vergleich sogar über das bes-
te Wohnungsangebot. Dresden und 
Erfurt waren an der Erhebung nicht 
beteiligt, Rostock und Berlin schnei-
den ebenfalls sehr gut ab.  

Von THOMAS VOIGT

Von 500 befragten Leipzigern stim-
men 72 Prozent der Aussage zu, dass 
es „in dieser Stadt einfach ist, guten 
Wohnraum zu einem vernünftigen 
Preis zu finden“. Damit liegt Leipzig 
unter den 75 ausgewählten Städten in 
der EU sowie Kroatiens und der Türkei 
an erster Stelle. „Leipzig ist damit Eu-
ropameister im Wohlfühlklima“, sagte 
Wolfgang Lis von der Bausparkasse 
LBS, die die Studie gestern veröffent-
lichte. Leipzig habe sich wegen der 
Wohnqualität durchgesetzt und biete 
das beste Preis-Leistungsverhältnis. 
Neben der sehr guten Preissituation 
bei Miet- und Kaufimmobilien sei vor 
allem das Gesamtangebot ausschlag-
gebend. Die Einwohner profitierten 
von einer lebendigen Innenstadt, von 
einem sehr guten kulturellen Angebot 

und einer sehr gut ausgebauten Infra-
struktur. 

Mit Dortmund (Platz sieben), Berlin 
(zehn), Essen (elf) und Rostock (13) 
befinden sich gleich fünf der sieben 
ausgewählten deutschen Städte in der 
Spitzengruppe. Wesentlich schwieriger 
schätzen die Hamburger (64) ihr Woh-
nungsangebot ein. Das relativ teure 
München liegt sogar in dem Ranking 
auf dem drittletzten Platz. Nur noch  
Rom und Paris schnitten schlechter 
ab. 

Bei der Ende 2009 durchgeführten 
Studie kam Berlin als einzige Re-
gierungszentrale unter die besten  
20 europäischen Städte. Die deutsche 
Hauptstadt punktet im europäischen 
Vergleich vor allem durch die güns-
tigen Lebenshaltungskosten. Selbst 
Ankara (23), Tallinn (24) und Valletta 
(25) konnten aus Sicht ihrer Einwoh-
ner hier nicht mithalten.

Wichtig für das gute Abschneiden 
der meisten deutschen Städte ist das 
Sicherheitsgefühl ihrer Einwohner. 
Während sich beispielsweise in Rostock 
91 Prozent der Menschen sicher fühlen, 
sind es in Brüssel, Rom, London oder 
Prag weniger als 60 Prozent. Große 
Unterschiede gibt es in Deutschland bei 
dem Kriterium Sauberkeit. Berlin gilt 
als besonders dreckig, München als be-
sonders sauber. Standpunkt Seite 3
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Leipzig (jr). Leipziger Steuerfahnder haben 
einen Korruptionsfall entdeckt, der den welt-
größten Computerhersteller Hewlett-Packard 
(HP) in Bedrängnis bringt. Inzwischen gab es 
mehrere Razzien und drei zeitweilige Verhaf-
tungen, bestätigte Till von Borries, Sprecher 
der sächsischen Generalstaatsanwaltschaft, 
gegenüber dieser Zeitung. Mit Hilfe einer 
Leipziger Firma sollen schwarze Kassen an-
gelegt worden sein, um einen Großauftrag in 
Russland zu erhalten. Bei dem Auftrag sei 
es um die Ausstattung sämtlicher Zweig-
stellen der russischen Generalstaatsanwalt-
schaften mit abhörsicheren HP-Computern 
gegangen. Den ersten Hinweis auf ein in-
ternationales Netz von Scheinfirmen und 
Tarnkonten hätten Leipziger Steuerfahnder 
schon 2007 gefunden. Seit kurzem interes-
sieren sich auch die US-Börsenaufsicht und 
das FBI für den Fall. Seite 17

Leipziger Firma in großen 
Korruptionsfall verwickelt

  LVZ-Serie: Kunst und Kulinaria auf 
Schloss Beucha – Sachsen

  Schauspielerin Iris Berben im Inter-
view – Kultur

MITTWOCH

  Hintergrund: Polnische Schnäpp-
chenjäger in Sachsen  – Seite 3

  Sachsen: Im Freistaat werden die 
Kita-Erzieherinnen knapp – Seite 4

  Szene: Getanzte Gedankenwelten – 
Tanzzenit feiert Premiere – Seite  11

LVZ HEUTE

Solide Finanzen sind die 
beste Krisenvorsorge. Wer 
wollte der Kanzlerin da wider-
sprechen. Es war bei realis-
tischer Betrachtung nur eine 
Frage der Zeit, bis nach dem 
ungehemmten Ausgaben-
rausch nun zur Bekämpfung 
der Wirtschaftskrise das größte Kürzungs-
paket der Bundesrepublik geschnürt werden 
muss. Jedenfalls, wenn nicht wie andernorts 
in Europa der Staatsbankrott drohen soll. 
Auch lässt die gesetzliche Schuldenbremse 
keine andere Wahl. Merkels und Westerwel-
les drastische Botschaft ist klar: Während 
sich die Wirtschaft langsam wieder erholt, 
Europa und der Euro aber noch längst nicht 
gerettet sind, ist Schmalhans angesagt in 
den Bundeshaushalten. Dabei ist das Spar-
paket ambitioniert und moderat zugleich, in 
einigen Punkten aber auch reichlich vage 
und abhängig von zukünftigen Unwägbarkei-
ten. Für einen Sturm der Entrüstung, wie ihn 
die Grünen-Vorfrau Claudia Roth angekündigt 
hat, taugt es nicht, mangels skandalöser 
sozialer Ungerechtigkeiten. Auch besteht es 
nicht, wie SPD-Chef Gabriel vermutet, nur 
aus Luftbuchungen.

Übersichtliche Kürzungen in Randberei-
chen von Hartz-IV oder des Elterngeldes sind 
angesichts eines Bundeshaushaltes, der 
inzwischen deutlich über 50 Prozent Sozial-
leistungen enthält, kaum als Kahlschlag zu 
verdammen, zumal etwa im selben Umfang 
auch Banken und Unternehmen zur Kasse 
gebeten werden sollen. Die Koalition hat 
zudem ein für den Standort Deutschland 
wichtiges Signal gesetzt, in dem sie Bildung 
und Infrastrukturmaßnahmen von Kürzungen 
verschont. Und für die arbeitende und dauer-
zahlende Mittelschicht sowie den Arbeits-
plätze schaffenden Mittelstand ist es eine 
gute Botschaft, dass trotz wild wuchernder 
Steuererhöhungsphantasien auf Erhöhun-
gen von Mehrwert- und Einkommenssteuer 
oder Solidaritätszuschlag verzichtet wird. 
An dieser Stelle hat sich Westerwelle gegen 
Merkel durchgesetzt. Da vieles im Sparpaket 
aber von zukünftigen Gesetzesänderungen 
abhängt oder erst noch zu erarbeitenden 
Konzepten für Strukturveränderungen, ist 
längst noch nicht sicher, dass die Koalition 
das Kürzungsziel tatsächlich erreicht. Viel 
kann im Politikbetrieb noch zerredet werden, 
wenn die Lobbyisten ans Werk gehen. 

Aus der Krise herausmanövriert aber hat 
die Regierung sich mit dem Sparpaket noch 
nicht. Denn bei der überfälligen Reform des 
Gesundheitssystems und in der Bundes-
präsidentenfrage streiten die Koalitionäre 
weiter. Fällt Christian Wulff in der Bundes-
versammlung durch, muss man sich über 
das mühsam erarbeitete Sparpaket keine 
Gedanken mehr machen. Dann nämlich 
wäre die Regierung Merkel/Westerwelle am 
Ende.      

hilder.office@lvz.de

Von Bernd Hilder

Schmalhans nach 
Ausgabenrausch

LEITARTIKEL

Zu wenig junge Männer in frauentypischen Berufen
EU stellt Studie vor / Experten fordern Initiativen gegen Geschlechter-Stereotype

Brüssel (fed/epd). EU-Experten haben 
die europäischen Regierungen auf-
gefordert, mehr für die Förderung 
von Jungen und jungen Männern zu 
unternehmen. Die EU-Kommission 
lobt zwar, dass die Staaten vielerlei 
Anstrengungen unternehmen, um 
junge Mädchen für technische und 
naturwissenschaftliche Berufe zu in-
teressieren. Aber die EU-Behörde ist 
gleichzeitig enttäuscht darüber, dass 
es kaum entsprechende Vorstöße gibt, 
die Jungen für traditionelle Frauen-  
berufe wie Krankenpfleger oder 

Grundschullehrer begeistern sollen. 
Es gebe „keine nationalen Strategien 

und Initiativen gegen Geschlechter-
Stereotype in der Berufswahl, deren 
Zielgruppe Jungen sind“, lautet das 
Ergebnis einer europäischen Studie. 
Experten der EU-Behörde bestätigen, 
dass Jungs heute tatsächlich deutlich 
größere Hemmungen als Mädchen 
haben, sich für eine Stelle zu bewer-
ben, die üblicherweise vom anderen 
Geschlecht besetzt wird. EU-Kommis-
sarin Androulla Vassiliou appelliert 
deshalb an die EU-Staaten, diese Lü-

cke zu schließen: Wenn die Politik Ge-
schlechter-Stereotype in Frage stellt, 
sollte sie „sich gleichermaßen um 
Jungen und Mädchen kümmern. Wir 
müssen die Gleichstellungspolitik auf 
diese Realität ausrichten.“

Die aktuelle EU-Studie bestätigt, 
dass es nach wie vor erhebliche ge-
schlechtsspezifische Unterschiede 
in der Bildung gibt. So tun sich nach 
wie vor Jungen schwerer beim Lesen 
als Mädchen. Demgegenüber haben 
Mädchen mehr Schwierigkeiten mit 
Mathematik und Naturwissenschaf-

ten. Unter den Schulabbrechern und 
Sitzenbleibern gibt es spürbar mehr 
Jungen. Nur Großbritannien, Ir-
land und der flämische Teil Belgiens 
kümmern sich laut den Ergebnissen 
der EU-Studie intensiv um männliche 
Schulversager. Noch weniger Länder 
haben spezielle Programme, um die 
Lesekompetenz von Jungen einerseits 
und die mathematisch-naturwissen-
schaftlichen Fähigkeiten von Mädchen 
andererseits zu verbessern. Solche 
Initiativen finden sich nur in Groß-
britannien und Österreich.

Beim „Girls Day“ schnuppern Mädchen in 
typische Jungsberufe hinein. Für Jungen 
gibt es solche Angebote selten.

Wer reicht höher? Rund 1350 Aussteller aus dem In- und Ausland präsentieren sich 
seit gestern auf der Weltleitmesse Interschutz auf der Neuen Messe in Leipzig. Zeit-
gleich lädt der 28. Deutsche Feuerwehrtag ein, unter anderem mit einer Aktionsmeile in 
der Innenstadt.          Seite 15  Foto: Wolfgang Zeyen

Hoch hinaus – Feuerwehr-Messe beginnt

SPORT

Pretoria (dpa). Die Nationalmannschaft 
ist in ihrem WM-Quartier in Südafrika be-
geistert empfangen worden. Die Hotel-An-
gestellten begrüßten das Team mit Fähn-
chen und Vuvuzelas Seite 23

Umjubelter Empfang

RATGEBER

Leipzig (ao). Wo ist das Er-
sparte sicher deponiert? 
Was bringen momentan wel-
che Anlagestrategien? Sind 
Investitionen in Aktien 
sinnvoll bei den derzeiti-
gen Turbulenzen durch 
die Weltwirtschafts- und 
Finanzkrise? Diese und 

weitere Fragen rund um das 
Thema Geldanlage beantworten Experten 
beim heutigen LVZ-Telefonforum von 
15 bis 17 Uhr unter den Rufnummern: 
0341 2155 871, 0341 2155 872 und 
0341 2155 873. 

Tipps von Finanzexperten

KULTUR

Leipzig (kfm). Mit zahlreichen Konzerten 
und anderen Veranstaltungen feiert die 
Musikwelt den Komponisten Robert Schu-
mann, der heute vor 200 Jahren in Zwick-
au geboren wurde. Seite 10

Schumann zum 200.

WIRTSCHAFT

Berlin (ddp). Die diesjährige Internationale 
Luft- und Raumfahrtausstellung (ILA) ver-
zeichnet die bislang stärkste Beteiligung in 
ihrer über 100-jährigen Geschichte. Die ILA 
wird heute offiziell eröffnet.  Seite 7

ILA mit Ausstellerrekord
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Regierung will 81,6 Milliarden Euro sparen
Einschnitte bei Arbeitslosen / CDU-Politiker: Noch viele Tabus werden fallen

Berlin (dpa/A.F./DW). Die schwarz-gelbe 
Bundesregierung hat das größte Spar-
paket der bundesdeutschen Geschichte 
beschlossen. 81,6 Milliarden Euro sollen 
in den nächsten vier Jahren eingespart 
werden – noch mehr als erwartet. Die 
größten Einschnitte kommen auf Ar-
beitslose und den öffentlichen Dienst 
zu. Belastungen wird es zudem für die 
Wirtschaft geben. Eine höhere Mehr-
wert- und Einkommensteuer schlossen 
Union und FDP dagegen aus. Bei einigen 
Sparvorschlägen ist zudem offen, ob sie 
so kommen, da Bundestag und Bundes-
rat noch zustimmen müssen. Opposition 
und Gewerkschaften kündigten Wider-
stand an.

Kanzlerin Angela Merkel (CDU) be-

zeichnete das Sparpaket als „einmaligen 
Kraftakt“. „Es sind ernste Zeiten, es sind 
schwierige Zeiten“, sagte sie gestern in 
Berlin nach der zweitägigen Klausur der 
Regierung. FDP-Chef und Vizekanzler 
Guido Westerwelle sagte: „Wir haben in 

den letzten Jahren auch über unsere Ver-
hältnisse gelebt.“ 

Mike Mohring, CDU-Fraktionsvorsit-
zender im Thüringer Landtag sagte der 
Leipziger Volkszeitung, er sehe in den 
Sparmaßnahmen „den Einstieg in einen 
mehrjährigen Prozess, in dem noch viele 
Tabus fallen werden, die sicherlich auch 
das Steuersystem betreffen“.

Gerhard Schick, Finanzexperte der 
Grünen im Bundestag, geißelte das Spar-
konzept als „einseitig bei Arbeitslosen und 
Eltern“. Eine nötige Vermögensabgabe 
und die Erhöhung des Spitzensteuersat-
zes scheue die Koalition „wie der Teufel 
das Weihwasser“.  Leitartikel/Seite 2

Was bedeutet das Sparpaket für die Bürger: 
www.lvz-online.de/download
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Berggruen neuer Karstadt-Eigentümer

Essen (dpa). Das Bieterrennen um Kar-
stadt ist entschieden: Der Investor Berg-
gruen wird neuer Eigentümer der Wa-
renhaus-Kette. „Wir werden mit Nicolas 
Berggruen einen notariellen Vertrag 
schließen“, sagte Insolvenzverwalter 
Klaus Hubert Görg gestern Abend nach 
einer Sitzung des Gläubigerausschusses. 
Der Ausschuss hatte seit dem Vormittag 
über die Offerten der Bieter Berggruen, 
Highstreet und Triton beraten. Insgesamt 

neun Stimmen in dem elfköpfigen Aus-
schuss wurden am Ende für Berggruen 
abgegeben. 

Nach den bisherigen Planungen soll 
der Investor bis spätestens morgen den 
Kaufvertrag für die Übernahme der 
bundesweit 120 Läden unterschreiben. 
Einen Tag später soll das Essener Amts-
gericht über den Insolvenzplan entschei-
den. Karstadt beschäftigt rund 25 000 
Mitarbeiter.  Seite 6 

Gläubigerausschuss entscheidet sich für Investor

FDP rechnet mit Mehrheit für Wulff

Berlin (AFP/DW/A. F.). Ungeachtet der 
Kritik aus der FDP am schwarz-gelben 
Präsidentschaftskandidaten Christian 
Wulff (CDU) wird bei den Liberalen mit 
einer ausreichenden Mehrheit für den 
niedersächsischen Ministerpräsidenten 
gerechnet. „Da muss sich keiner Sorgen 
machen“, sagte Gesundheitsminister 
Philipp Rösler (FDP). 

Ostdeutsche FDP-Politiker hatten zu-
vor offen Sympathie für den Kandidaten 
von SPD und Grünen, Joachim Gauck, 
bekundet. „Wenn man die Kritik aus den 
verschiedenen FDP-Landesverbänden 
hört, dann sieht es so aus, als ob nicht 
alle für Wulff stimmen werden“, sag-
te auch der baden-württembergische 
FDP-Fraktionschef Hans-Ulrich Rülke 
dem Hamburger Abendblatt. Mehrere 
Unionspolitiker äußerten ebenfalls Sym-

pathien für Gauck. „Das Lebenswerk von 
Joachim Gauck ist beeindruckend“, sag-
te der sächsische Ministerpräsident Sta-
nislaw Tillich (CDU). Gleichwohl sei aber 
Wulff der bessere Kandidat.

Wie die Leipziger Volkszeitung erfuhr, 
will die Linkspartei heute die Schriftstel-
lerin Daniela Dahn als Kandidatin für 
das Amt des Staatsoberhauptes nomi-
nieren. Fraktionsvize Dietmar Bartsch 
sprach sich aber dafür aus, dass seine 
Partei im zweiten oder dritten Wahlgang 
für Joachim Gauck votieren könnte. 

Ob die Freien Wähler einen eigenen 
Kandidaten aufstellen, entscheidet sich 
heute. Sollte sich die Partei dagegen ent-
scheiden, werde man Joachim Gauck 
unterstützen, erklärte Bundesgeschäfts-
führerin Cordula Breitenfellner. 

 Seite 3

Kritik von Ost-Liberalen / Linke nominiert Daniela Dahn

Polen

Deichbrüche in 
Hochwassergebieten

Warschau (AFP/dpa). Nach den schwe-
ren Überschwemmungen im Süden 
Polens hat sich auch die Hauptstadt 
Warschau auf eine neue Hochwasser-
welle der Weichsel vorbereitet. Die Wel-
le treffe voraussichtlich morgen gegen 
drei Uhr früh in Warschau ein, erklärte 
der Leiter des Meteorologischen und 
hydrologischen Instituts, Mieczyslaw 
Ostojski.

Im Süden und Südosten Polens muss-
ten zehntausende Menschen vor dem 
Hochwasser in Sicherheit gebracht 
worden. An einigen Orten brachen die 
Deiche. Der Einsatz von Feuerwehr, 
Polizei und Armee konzentrierte sich 
auch gestern weiter auf die 25 000-Ein-
wohner-Stadt Sandomierz. Seite 28

Thüringen

Wählervereine holen 
Bürgermeister-Posten

Erfurt (dpa). In Thüringen können 
Freie Wählergemeinschaften und Ver-
eine künftig mehr Einfluss auf die Kom-
munalpolitik nehmen: Bei den Bürger-
meisterwahlen konnten sie am Sonntag 
mehr als zwei Drittel aller Posten für 
sich verbuchen. Die CDU gewann fast 
jedes fünfte Amt. Die Wahlbeteiligung 
lag bei 53,2 Prozent. Insgesamt waren 
rund 400 300 Thüringer aufgerufen, 
ehrenamtliche Bürgermeister in 684 
Orten sowie fünf hauptamtliche Bürger-
meister zu wählen. Insgesamt stellten 
sich 909 Bewerber zur Wahl, darunter 
nur 225 von Parteien. In den meisten 
Orten gab es nur einen Bewerber auf 
den ehrenamtlichen Posten.
  Kommentar Seite 3/Seite 5
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Niedersachsen

McAllister steht
als Nachfolger
Wulffs bereit

Hannover. David McAllister lacht auch 
gern mal über sich selbst, und so bittet 
er halbernst die Journalisten nach der 
kurzen Pressekonferenz, sie sollten 
„genau auf den Konjunktiv in meinen 
Worten achten“. Wenn Christian Wulff 
der nächste Bundespräsident wird, 
aber nur wenn, dann will die CDU ihn, 
David McAllister, zum nächsten Minis-
terpräsidenten wählen. „Das gilt also 
nur, wenn der erste Fall eintritt“, betont 
McAllister und fügt schmunzelnd hinzu: 
„Wir haben heute in der Fraktionssit-
zung eine ganze Reiher solcher Wenn-
Dann-Beschlüsse gefasst.“

Es sind wohl die besonderen Um-
stände, die in der Niedersachsen-CDU 
gegenwärtig zu solch großer Vorsicht 
führen. Keinesfalls will die Partei 
zu große Siegeszuversicht vor der 
Bundespräsidentenwahl ausstrahlen, 
schon gar nicht, 
nachdem am Wo-
chenende in Sonn-
tagszeitungen und 
Politmagazinen eine 
Begeisterungswelle 
für Wulffs rot-grünen 
Gegenkandidaten 
Joachim Gauck los-
getreten wurde. Also 
plant die CDU einer-
seits mit Hochdruck 
eine personelle Neu-
aufstellung an der Spitze des Landes, 
von der sie andererseits erklärt, alles 
geschehe nur unter Vorbehalt.

Drei Dinge sind gestern festgeklopft 
worden: Am Tag nach der Bundesprä-
sidentenwahl, dem 1. Juli, soll McAl-
lister in einer Landtags-Sondersitzung 
zum neuen Regierungschef gewählt 
werden. Der 39-jährige Rechtsanwalt 
aus dem Kreis Cuxhaven, ein gesel-
liger, bodenständiger und fleißiger 
Politiker, der über einen guten In-
stinkt und hohe Redekunst verfügt, 
verkörpert den Typus des Volkstri-
buns. Das unterscheidet ihn von dem 
distanzierten und präsidialen Wulff. 
An McAllisters Stelle als Chef der 
Landtagsfraktion soll ebenfalls am  
1. Juli der 39-jährige Historiker Björn 
Thümler aus der Wesermarsch treten. 
Am gleichen Tag möchte McAllister, 
das ist die dritte Festlegung, eine Re-
gierungserklärung im Landtag halten. 
Ob dann schon das Thema Sparen 
eine Rolle spielt, wird vermutlich heu-
te beschlossen. Denn heute will die 
Regierung entscheiden, ob die Haus-
haltsklausur mit den geplanten dras-
tischen Kürzungen auf Anfang August 
verschoben wird. 

Christian Wulff trat zwischendurch 
nach draußen vor die Fernsehkame-
ras und beantwortete einige Fragen 
– auch sehr auf jedes Wort achtend, 
alles andere als locker und gelöst. Er 
werde „im Kern die Amtsgeschäfte 
des Ministerpräsidenten fortführen“ 
und „allenfalls dann als Minister-
präsident zurücktreten, wenn ich als 
Bundespräsident gewählt werde“. 
Dass Kritiker ihm deshalb vorhalten, 
er wolle sich nach allen Seiten ab-
sichern und kein Risiko eingehen, ist 
Wulff bewusst. Klaus Wallbaum

Grenzenlos schöner einkaufen: Ein zweisprachiger Aufkleber wirbt in Görlitz an der Eingangstür eines Schuhladens um polnische Kunden.  Foto: dpa

Linkspartei bringt eigene Kandidatin ins Spiel
Schriftstellerin Daniela Dahn soll für den ersten Abstimmungs-Wahlgang zum Bundespräsidentenamt nominiert werden

Berlin. Ein ehrenwerter Kandidat, 
Christian Wulff (CDU), eine Art deut-
scher Medien- und Bürgerliebling Joa-
chim Gauck (parteilos) und – ab heute 
– doch noch eine Frau als Kandidatin für 
das Bundespräsidentenamt: Nach Infor-
mationen dieser Zeitung wird die Spitze 
der Linkspartei heute auf einer gemein-
samen Sitzung aller Funktions- und 
Würdenträger die Gründerin der DDR-
Modezeitschrift Sybille, die Mitbegrün-
derin des Demokratischen Aufbruchs zu 
DDR-Oppositionszeiten, die anerkannte 
Schriftstellerin Daniela Dahn zumindest 
für den ersten Abstimmungs-Wahlgang 
nominieren. Frau Dahn war schon für 
die PDS einmal als Kandidatin für ein 
Verfassungsrichteramt im Gespräch. Ihr 
wurde auch eine Neigung zur Verharm-
losung von DDR-Unrechtsverfahren 
nachgesagt. 

Je nachdem, wie am 
30. Juni, dem Tag der 
Präsidentenwahl, die ge-
schlossenen Blöcke von 
Union und FDP einer-
seits und SPD und Grü-
nen andererseits für ihre 
jeweiligen Kandidaten 
votieren, zeigt man sich 
in der Linken vorsichtig 
bereit, in den folgenden 
eventuell notwendigen 
Wahlgängen doch in das Lager der akti-
ven Verhinderer eines Präsidenten Wulff 
zu wechseln. Offen warb dafür der Vi-
zefraktionschef im Bundestag, Dietmar 
Bartsch: „Es geht darum, dass über die-
se Personalentscheidung Schwarz-Gelb 
stürzt.“ Caren Lay, Bundesgeschäfts-
führerin der Linkspartei, hält dagegen 
weder Wulff noch Gauck für die Linke 

wählbar. Gegenüber dieser Zeitung sag-
te sie: „Weder Wulff noch Gauck stehen 
für sozialpolitisches Profil. Ich kann mir 
nicht vorstellen, dass Joachim Gauck 
öffentlich protestiert, wenn die Regie-
rung mit einem Sparhaushalt die Bürger 
schröpft. So einen Bürger-Präsidenten 
bräuchten wir aber.“ Gerade jetzt, wo es 
darum gehe, den Streichhaushalt der Re-

gierung zu bekämpfen. „Gauck ist keine 
moralische Integrationsfigur für soziale 
Gerechtigkeit. Es ist jetzt auch nicht der 
Zeitpunkt, öffentlich über unser Abstim-
mungsverhalten im zweiten oder dritten 
Wahlgang zu spekulieren. Es ist gute 
Tradition, dass das die Delegation ent-
scheidet, wenn es so weit ist.“

Der Vorsitzende der sächsischen 
Links-Fraktion, André Hahn, meinte, 
Daniela Dahn sei „eine interessante und 
weltoffene Persönlichkeit“. Hahn er-
gänzte, wenn Joachim Gauck im ersten 
oder zweiten Wahlgang keine Mehrheit 
erreicht, dann „sollten SPD und Grüne 
ihren Kandidaten zurückziehen und die 
Opposition gemeinsam einen für alle 
drei Parteien tragbaren Kandidaten für 
den dritten Wahlgang benennen“. Da-
bei sei an einen für alle vermittelbaren 
Kirchenvertreter zu denken. „Das wäre 

dann die wesentlich erfolgversprechen-
dere Alternative für einen Gegenkan-
didaten zu Christian Wulff.“

Von Jubel und Beifall begleitet zeigte 
sich gestern Joachim Gauck bei den Spit-
zen von SPD und Grünen. Die Botschaft 
all dieser Auftritte, begleitet stets von 
Kameras und stolzen Parteipolitikern: 
Ein Erfolg sei denkbar. Diese Botschaft 
wollten westdeutsche FDP-Politiker, wie 
Bundesgesundheitsminister Philipp Rös-
ler oder FDP-Fraktionschefin Birgit Hom-
burger untermauern. Man gehe davon 
aus, dass der schwarz-gelbe Kandidat 
Wulff auf die Stimmen der Liberalen zäh-
len dürfe. Nach dem geschnürten Spar-
paket hieß es aus der Koalition: Es wer-
de keine Steuererhöhungen geben, jetzt 
müssten die Liberalen auch die Stimmen  
für Christian Wulff absichern.

 Dieter Wonka
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Das Sparpaket der schwarz-gelben Re-

gierungskoalition ist das beherrschende 

Thema der nationalen Presse.

Der Münchner Merkur schreibt: „Schwarz-
Gelb macht Politik ohne Kompass: 15 000 
Beamtenstellen will Merkel streichen, 
1000 hat Seehofer rechtzeitig zu den 
Wahlen in Bayern gerade neu eingerichtet. 
Steuersenkungen hat Westerwelle ver-
sprochen, aber diskutiert wird jetzt über 
einen höheren Spitzensteuersatz.“

Die Hannoversche Allgemeine Zeitung 
meint: „Die FDP hat es bereits hinnehmen 
müssen, dass ihr Steuersenkungspro-
gramm über Bord ging. Die Merkel-Union 
wird noch damit leben lernen müssen, 
dass ihre weichen Anliegen wie Klima-
schutz und Kinderbetreuung dem harten 
Druck ökonomischer Fakten nicht immer 
standhalten können.“

Der Neue Tag (Weiden) befindet: „Man 
könnte über den Sinn von Elterngeld, Woh-
nungsbauprämie und Zuschlägen für Ar-
beitslose diskutieren. Doch lässt sich für 
Regierende im Sozialbereich einfach leich-
ter etwas abknapsen als auf Feldern, auf 
denen sich mächtige Lobbys querstellen.“

Die Neue Osnabrücker Zeitung notiert: 
„Wie sich die Zeiten doch ändern: Gerade 
noch hat die Regierung Steuergeschenke 
an Hoteliers verteilt, da muss sie den Rot-
stift ansetzen. Die Phase des Hinhaltens 
und Taktierens ist endgültig vorbei.“

PRESSESCHAU

STANDPUNKT

Leipzigs Wohnungsmarkt 
profitiert von Wende

Wer hätte das vor 20 
Jahren gedacht? Leip-
zigs Wohnungsmarkt 
punktet international, 
ist bei einer europa-
weiten Umfrage die 
Stadt, in der es am 
einfachsten ist, gute 
Wohnungen zu ver-
nünftigen Preisen zu 

bekommen. Dies ist kein Zufall, denn hier 
wurde nach der Wende enorme Aufbau- 
und Sanierungsarbeit geleistet. Dabei ist 
in der Regel mit viel Liebe zum Detail vor 
allem der – zu DDR-Zeiten heruntergewirt-
schaftete – Gründerzeitbestand wieder 
auf Vordermann gebracht worden.

Allerdings kommt der Stadt bei der 
Mietpreis-Bewertung eine weniger ange-
nehme Entwicklung zu Gute: Tausende 
Jobs gingen seit der Wende verloren, 
zahlreiche Einwohner verließen Leipzig, 
zogen gen Westen faktisch dem Arbeits-
platz hinterher. Die Nachfrage nach 
Wohnungen schrumpfte enorm, sodass 
Leipzig zwischenzeitlich bundesweit die 
höchste Leerstandsquote aufwies und 
die Mieten purzelten. Längst wurde und 
wird kräftig gegengesteuert, verschwin-
den unwirtliche Gebäude aus dem Stadt-
bild. Zum Glück, denn das erhöht Leip-
zigs Attraktivität zusätzlich.

u.langer@lvz.de

Von Ulrich Langer

KOMMENTAR

Parteilose 
Kandidaten bevorzugt

Bürgermeisterwah-
len folgen ihren eige-
nen Gesetzen. Das 
wurde am Sonntag 
in Thüringen wieder 
einmal deutlich. Gut 
70 Prozent der Wäh-
ler bevorzugten par-
teilose Kandidaten. 
Das hört sich für die 

etablierten Parteien im ersten Moment 
nach einem gehörigen Misstrauens-
votum an, andererseits haben sie aber 
auch kaum Bewerber gestellt. Nur jeder 
vierte trat offiziell auf Partei-Ticket an. 

Jetzt kann man der Partei- und Poli-
tikverdrossenheit das Wort reden, die 
Gründe sind aber banaler. Denn fragt 
man den Dorfbewohner nach der Partei-
zugehörigkeit seines Bürgermeisters – 
er wird es kaum wissen. Und: Ob Wind-
räder am Dorfrand, für den Ausbau der 
Hauptstraße oder die Erneuerung des 
Spielplatzes – es wird pragmatisch 
und nicht ideologisch gehandelt – und 
gewählt. 

Es ist daher nur plausibel, wenn 
sich selbst Parteimitglieder lieber von 
ihrem Verein aufstellen lassen. Auf den 
Zustand der Landesparteien oder die 
Zustimmung der Wähler lassen sich 
deshalb auch keine Schlüsse aus dem 
Ergebnis ziehen. Allenfalls der Rück-
gang der Wahlbeteiligung um zehn Pro-
zentpunkte ist Besorgnis erregend und 
sollte auch bei den Parteispitzen hell-
hörig machen. Die Entkopplung von Ge-
meinderats- und Bürgermeisterwahl hat 
sicher dazu beigetragen, dass sich nur 
jeder zweite Wähler für sein einsames 
Kreuz ins Wahllokal begab. 

Hauptgrund dürfte aber sein, dass 
es sich auf dem Land immer häufiger 
um Wahlen ohne Wahl handelt. In der 
Mehrheit der Kommunen stand nur ein 
Kandidat auf der Liste, in 28 blieb sie 
sogar leer. Es wird immer schwieriger, 
Freiwillige zu finden. Der Job ist in der 
Regel ehrenamtlich, zeitintensiv und in 
Zeiten klammer Kassen selten amü-
sant. Da wählt man, wer gerade will – 
oder eben gar nicht.

politik@lvz.de

Von Robert Büssow

Verkehrte Welt im Grenzverkehr
Schnäppchenjäger aus Polen und Tschechien entdecken Sachsen als Einkaufsparadies

Görlitz. Es ist die Umkehr eines 
Trends: Pilgerten bisher ganze Reise-
gruppen deutscher Schnäppchenjäger 
in die Region kurz hinter der Grenze, 
so treibt es jetzt Polen und Tschechen 
zum Einkaufen nach Sachsen – aus 
ähnlichem Grund. Das verschobene 
Preisgefälle macht‘s möglich. Die 
deutschen Händler zwischen Görlitz 
und Heidenau haben sich längst auf 
die neue Zielgruppe eingestellt.

Von JÜRGEN KOCHINKE

Wer in diesen Tagen durch die Görlit-
zer Innenstadt geht, sieht neben deut-
schen Städtetouristen vor allem eine 
Interessentengruppe der speziellen Art: 
Polen aus dem benachbarten Zgorzelec 
und Umgebung schlendern an Markt-
ständen vorbei durch die Straßen, meist 
zu zweit oder in kleineren Gruppen. Was 
sie dort suchen, weiß jeder in der Stadt. 
„Sie kommen zum Shoppen“, sagt Car-
men Baum, „das hat in letzter Zeit spür-
bar zugelegt“. Die junge Frau serviert in 
der Pinguin Eisbar mitten im Zentrum 
Kaffee und Kuchen. Und als hätte sie die 
Szene bestellt, taucht ein Pärchen auf, 
bleibt an einem Schaufenster stehen – 
zwei Polen auf Schnäppchenjagd.

Das war bis vor kurzem noch anders. 
Ganze Heerscharen deutscher Billig-
shopper reisten in die Gebiete kurz 
hinter der Grenze – und kamen mit prall 
gefüllten Einkaufstaschen zurück. In den 
Straßen von Zgorzelec, der polnischen 
Nachbarstadt von Görlitz, schossen Dut-
zende Frisiersalons sowie andere Lä-
den aus dem Boden, Supermärkte und 
Stände erlebten einen Boom nach dem 
nächsten. Der Grund dafür war klar: Auf 
der anderen Seite der Neiße war vieles 

viel billiger – nicht nur Zigaretten und 
Benzin.

Darum ist es jetzt geschehen. „Die Ein-
kaufsfahrt nach Polen lohnt sich kaum 
noch, höchstens für Raucher und Auto-
fahrer“, meint Christian Puppe, Chef der 
Industrie- und Handelskammer (IHK) 
in Görlitz. Längst hätte sich das Preis-
niveau angeglichen, und manches sei in 
Deutschland gar billiger. „Das hilft uns 
wirtschaften“, sagt Puppe. 25 bis 30 Pro-
zent des Umsatzes im Görlitzer Einzel-
handel gehe mittlerweile auf das Konto 
polnischer Kunden, besonders im Dro-
gerie-Bereich. Gefragt sei alles: Wasch-
mittel, Hygieneartikel und Parfüm, 
aber auch Elektrogeräte, Kleidung und 
Schmuck – verkehrte Welt im Grenzver-
kehr.

Das lässt sich in der Parfümerie im 
Eingangsbereich eines Görlitzer Kauf-
hauses beobachten. Von der Handvoll 
Kundinnen, die das Sortiment inspizie-
ren, kommt erkennbar nicht eine aus 
Deutschland – inklusive der Bedienung. 
„Viele Polen kaufen 
lieber bei uns als 
zu Hause“, sagt die 
Frau hinter dem 
Tresen mit leichtem 
Akzent, „die Qualität 
dort ist schlechter“. 
Sie selbst lebt seit 
Jahren in Görlitz, 
stammt aber aus 
Zgorzelec – was 
erhebliche Vorteile 
hat. Zwar können 
nicht wenige Polen 
aus der Grenzregion 
ein wenig Deutsch, 
ein Beratungs-
gespräch in der 

Landessprache aber kann verkaufsför-
dernd sein.

Wirkliche Überzeugungsarbeit ist aber 
oft gar nicht nötig. Viele Polen miss-
trauen den eigenen Produkten, fürchten 
Plagiate und andere Fallstricke. „Unser 
Waschmittel riecht besser, ist besser“, 
meint IHK-Mann Puppe. Und auch wenn 
es im Nachbarland gleich gut sei, würden 
die Polen trotzdem lieber das deutsche 
kaufen – aus Imagegründen. Den Rest 
erledigt dann der Wechselkurs. Kostete 
ein Euro vor rund einem Jahr noch über 
4,50 Zloty, so ist der Wert mittlerweile 
erheblich gesunken – auf derzeit 4,10.

Das gilt in ähnlicher Weise auch für 
die tschechische Krone, mit demselben 
Effekt. Ob in Zittau, Heidenau oder gar 
Dresden – überall zieht es zunehmend 
Kunden aus Tschechien in deutsche Lä-
den. Und auch hier hat der Handel rea-
giert. Das Bannewitzer Warenhaus Real 
nahe Dresden zum Beispiel hat die Wa-
ren zweisprachig deklariert. Und selbst-
verständlich, meint Sprecher Markus 

Jablonski, könnten einige Mitarbeiter 
Tschechisch.

Die IHK Dresden hat gemeinsam mit 
der TU diesen Trend jetzt mit Zahlen 
unterlegt. Ergebnis der Befragung von 
rund 600 Kunden aus Tschechien: Fast 
30 Prozent gaben an, sie kämen wegen 
der niedrigen Preise in die Märkte von 
Dresden, Heidenau oder Zittau; über ein 
Viertel nennt das breite Angebot als Ein-
kaufsgrund, und für immerhin 18,1 Pro-
zent ist die Qualität ausschlaggebend.

Dabei haben es die Schnäppchenjäger 
aus dem Tschechischen offensichtlich auf 
ähnliche Produkte abgesehen wie ihre 
Nachbarn aus Polen. Ganz vorn rangie-
ren Lebens- und Genussmittel (27,1 Pro-
zent), gefolgt von Kleidung (18,2) und 
Drogerieartikel (18). Und dafür nehmen 
sie erhebliche Fahrtstrecken in Kauf – 
exakt 69 Kilometer im Schnitt.

Das zieht Kaufkraft in den Nach-
barländern ab. An der Neiße zum Bei-
spiel hat erst vor wenigen Wochen ein 
Einkauftempel der neumodernen Art 
seine Pforten eröffnet. Zgorzelec Plaza 
heißt der Riesenbau mit seinen rund  
60 Einzelläden, doch das Geschäft 
kommt nur mühsam in Gang. Im In-
nern sind einzelne Flächen noch 
im Bau oder verwaist, die Boomzeit  
der Märkte von Zgorzelec scheint vor-
bei.

„Unsere Händler haben keine Angst 
mehr vor der polnischen Konkurrenz“, 
sagt IHK-Chef Puppe. „Ich kenne das 
Zgorzelec Plaza gar nicht, und ich habe 
auch nicht vor, das zu ändern“, meint 
Carmen Baum von der Pinguin Eisbar. 
Für einen solchen Trip gebe es schlicht 
keinen Grund.

Die IHK-Studie unter: www.lvz-online.de/
downloadSchleppender Verkauf: Das Zgorzelec Plaza
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Anstoß für die Kinder Afrikas
Unicef mit vielfältigen Initiativen zur Fußballweltmeisterschaft – Bundesweiter Aktionstag am 16. Juni

Leipzig/Köln. Vor Beginn der Fußball-
Weltmeisterschaft in Südafrika haben 
internationale Persönlichkeiten, unter 
ihnen Unicef-Botschafter Roger Moore, 
gemeinsam mit der UN-Organisation 
zur Verwirklichung der Kinderrechte 
in Afrika aufgerufen. Ihr Appell richtet 
sich an Regierungen, Medien und eine 
breite Öffentlichkeit, die Fußballwelt-
meisterschaft als Anstoß für die Ver-
wirklichung der Rechte der Kinder in 
Afrika zu nutzen. 

Anlässlich des Aufrufs präsentiert das 
UN-Kinderhilfswerk aktuelle Fakten zur 
Situation von Kindern in Afrika. Danach 
sind in den Ländern südlich der Sahara 
deren Chancen zu überleben, zur Schu-
le zu gehen und vor Ausbeutung und 
Missbrauch geschützt zu werden, welt-
weit am schlechtesten. 2008 starben 
in Afrika 4,4 Millionen Kinder unter 
fünf Jahren – das ist die Hälfte aller 

Todesfälle bei Kindern weltweit. Zwar 
gelang es, mehr Kinder in die Schule 
zu bringen. Doch noch immer geht im 

südlichen Afrika jedes dritte Kind nicht 
zum Unterricht. 45 Millionen Kindern, 
vor allem aus ärmsten Familien, ist 

das Recht auf Bildung vorent-
halten. Während weltweit die 
extreme Armut zurückging, 
stieg die Zahl der Menschen, 
die von einem Dollar am Tag 
leben, im südlichen Afrika 
nach der Jahrtausendwende 
um über 90 Millionen an. Im 
südlichen Afrika haben zudem 
14 Millionen Kinder Vater, 
Mutter oder beide Elternteile 
durch Aids verloren. 

„Die Fußball-Weltmeister-
schaft ist eine große Chance, 
die Vielfalt Afrikas zu ent-
decken. Wir wollen mit Unicef 
die Aufmerksamkeit aber 
auch nutzen, um für die Ver-
besserung der dramatischen 

Lebensumstände vieler Kinder in Afri-
ka einzutreten. Jedes Kind in Afrika 
braucht einen Platz in der Schule“, sagt 
Roger Moore. „Es ist nicht hinnehmbar, 
wenn heute in fast jedem Winkel Afri-
kas Mobiltelefone funktionieren und 
trotzdem weiter Kinder an Durchfall 
sterben, weil die einfachsten Medika-
mente fehlen“, ergänzt Jürgen Heraeus, 
Vorsitzender von Unicef Deutschland. 

Das Kinderhilfswerk führt während 
der WM verschiedene Aktionen durch. 
So werden an fünf Standorten von Fifa-
Fanfesten spezielle Kinderschutzzonen 
eingerichtet. Sie dienen als Anlauf-
punkt für Kinder, die allein unterwegs 
sind oder ihre Angehörigen suchen. 
Ende Mai startete die Aufklärungs-
kampagne „Rote Karte gegen sexuelle 
Ausbeutung“. Führende Hotels und 
Mietwagenunternehmen beteiligen sich 
daran. Rote Karten mit Infos und Te-

lefonnummern werden an Tankstellen 
verteilt. 21 Sportfeste werden während 
der WM ausgerichtet, die auch als Auf-
klärungsveranstaltungen für Kinder 
und Jugendliche dienen.

Jürgen Heraeus: „Unicef setzt sich seit 
langem in jedem afrikanischen Land 
dafür ein, dass Kinder ausreichend 
ernährt werden, Zugang zu Gesund-
heitsversorgung haben, eine Schule 
besuchen können und vor Ausbeutung 
geschützt werden. Allein von der Aktion 
Schulen für Afrika, die Unicef Deutsch-
land 2004 startete, haben 3,6 Millionen 
Kinder profitiert.“ In Deutschland ru-
fen auf einem Aktionstag am 16. Juni 
ehrenamtliche Unicef-Gruppen unter 
dem Motto „Gib ab! Deine Stimme für 
Schulen für Afrika“ dazu auf, mit einer 
Unterschrift ein Zeichen für das Recht 
auf Bildung zu setzen. Thomas Mayer 

www.unicef.de

Popularitätssport Fußball: Jungs aus der Elfenbein-
küste.  Foto: Unicef
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